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l. Einleitung

lnvalidität ist die voraussicht ich bleibende oder längere Zeit dauernde ganze

oder teilweise Erwerbsunfähigkeit'. Erwerbsunfähigkeit ist der durch Beein-

trächtigung der körperlichen, gerstigen oder psychischen Gesundheit verur-

sachte und nach zumutbarer Behandlung und Eingliederung verbleibende

ganze oder teilweise Verlust der Erwerbsmöglichkeiten auf dem in Betracht

kommenden ausgeglichenen Arbeitsmarkt'. Für die Beurteilung des Vorlie-

gens einer Erwerbsu nfä h ig keit sind ausschliesslich die Folgen der gesundheit-

lichen Beeinträchtigung zu berücksichtigen. Eine Erwerbsunfähigkeit liegt

zudem nur vor, wenn sie aus ob1ektiver Sicht nicht überwindbar istr.

Die Bezugnahme auf den ausgeglichenen Arbeitsmarkt bedeutet, dass der

Verlust oder die Beeinträchtig u ng von Erwerbsmöglichkeiten, welche Folge

der konkreten Arbeitsmarktlage sind, nicht berücksichtigt werden dürfen. Der

Begriff des ausgeglichenen Arbeitsmarktes ist ein theoretischer und abstrak-

ter Begriff, welcher die konkrete Arbeitsmarktlage nicht berücksichtigt, und

dazu dient, den Leistungsbereich der lnvalidenversicherung von jenem der

Arbeitslosenversicherung abzugrenzeno. Der ausgeglichene Arbeitsmarkt um-

schliesst einerseits ein bestimmtes Gleichgewicht zwischen dem Angebot von

Ste len und der Nachfrage nach solchen. Andererseits bezeichnet er einen Ar-

beitsmarkt, der von seiner Struktur her einen Fächer verschiedenartiger Stel-

len offenhält, und zwar sowohl bezüglich der dafür verlangten beruflichen

und intellektuellen Voraussetzungen wie auch hinsichtlich des körperlichen

Einsatzess.

Vgl. Art. I Abs. I ATSG. Volllähr 9e, die vor der Beeinträchtigung ihrer körperlrchen,
geistlgen oder psychischen Gesundhe t n cht erwerbstätig waren und denen e ne Er-

werbstätigke t nrcht zugemutet werden kann, gelten a s invalid, wenn elne Unmög-
lichkeit vor egt, sich im b sherigen Aufgabenbere ch zu betätigen (v91. Art. I Abs. 3

ATSG),

Vgl. Art. 7 Abs. I ATSG.

Vgl. Art. 7 Abs.2 ATSG.

Vg. BGE 134 V 64 E. 4.2.1.

VgL. z.B. Urte I Bundesger cht 9C_192/2014 vom 23. September 2014 E. 3.1.
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Weqfall von Erwerbsmöglichkeiten

ll. Eingeschränkte Erwerbsmöglichkeiten
auf dem ausgeglichenen Arbeitsmarkt

Medizinisches Zumutbarkeitsprofil

Allgemeines

Der Begriff der Erwerbsunfähigkeit ist vor diesem Hintergrund objektiv-abs-

trakt. Er schliesst einerseits invalid itätsf remde Beeinträchtig u ngen von Er-

werbsmögllchkeiten aus und fingiert andererseits Erwerbsmöglichkeiten,

welche der konkrete Arbeitsmarkt der versicherten Person nicht bietet. Um

den Verlust der Erwerbsmöglichkeiten auf dem in Betracht kommenden aus-

geglichenen Arbeitsmarkt feststellen zu können, hat der zuständige Sozial-

versicherungsträger im Rahmen des U ntersuch u ngsg ru ndsatzes von Amtes
wegen festzustellen, inwieweit sich das funktionelle Leistungsvermogen rm

enauerblichen Bereich als Folge der beeinträchtigten Gesundheit verändert

bzw. reduziert hat. Die Feststellung des als Folge der gesu nd heitlichen Beein-

trächtigungen eingetretenen funktionellen Leistungsdefizits betrifft eine

Tatfrage und erfolgt im Rahmen der medizinischen Abklärung. Der vom 50-

zialversicherungsträger hierzu beigezogene Arzt (behandelnder Arzt, regio-

nalärztlicher Dienst oder medizinischer Gutachter) hat sich zur Frage zu äu-

ssern, ob und inwieweit die versicherte Person noch in der Lage ist, die an-

gestammte Tätigkeit bzw. zumutbare Verweisungstätigkeiten auszuführen6.

2. Fehlen von normativen Vorgaben
betreffend der Leistungsfähigkeitsbeurteilung

Um diese Frage beantworten zu können, muss sich der beigezogene Arzt
Rechenschaft darüber ablegen, welche Diagnosen bei der versicherten Person

vorliegen und inwieweit diese das funktionelle Leistungsvermögen bloss vo-

rübergehend oder dauerhaft einschränken7. D e Feststellung der funktionel-
len Leistungseinbussen muss dabei anhand von anerkannten bzw. oblektlven

Statt v eler BGE 132 V 393 E. 2.1 und 125 V 256 E. 4.

S ehe dazu V-Rundschreiben Nr.339 vom 9. September 2015

1
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Kriterlen erfolqen. Die subjektive Einschätzung der versicherten Person und

ihres Arbeitgebers sind nicht massgeblich8.

Die Beurteilung des funktionellen Leistungsvermögens nach E ntritt der 9e-

sundheitlichen Beeinträchtigungen st n cht nurAufgabe des Arztes, sondern

auch des Rechtsanwenders. Sowohl der medizinische Sachverständige als

auch der Rechtsanwender haben die Arbeitsfähigkeit im Einzelfall mit Bllck

auf die normativ vorgegebenen Kriterien zu beurtei en. Die medizinischen

Fachpersonen und die Organe der Rechtsanwendung prüfen die Arbeitsfä-

higkeit je aus ihrer 5icht'q. Bei der Abschätzung der Folgen aus den diagnos-

tizierten gesundheitlichen Beeinträchtigungen nimmt zuerst der Arzt Ste lung

zur Arbeitsfähigkeit. Seine Ernschätzung ist eine wichtige Grundlage für die

anschliessende juristische Beurteilung der Frage, welche Arbeitsleistung der

versicherten Person noch zugemutet werden kannr0.

Das Bundesgericht betont, dass die medizinische Beurteilung gestützt auf

kon kretisierende Leitlinien der medizinischen Fachgesellschaften zu erfolgen

hat, da letztere den aktuellen medizinischen Grundkonsens zum Ausdruck

bringenl'. Hinsichtlich der Beurteilung der Einschränkung des funktionellen

[eistungsvermögens und der Konsistenz der in diesem Zusammenhang ge-

machten Feststel ungen bestehen weder in rechtlicher noch in medizinischer

Hinsicht konkretrsierende Angaben. Das V-Rundschreiben Nr. 339 vom

9. September 2015 äussert s ch nicht dazu, nach welcher Methodik der me-

dizinische Sachverständ ge m Zusammenhang mit der Beurteilung der Ein-

schränkung des funktione en Leistungsvermögens vorzugehen hat und

welche Kriterlen dabei zu berücksichtigen sind.

lm Zusammenhang mit den im Rundschre ben erwähnten Standardindikato-

ren, we che der medizin sche Gutachter abzuklären hat, wird ledig ich ver-

langt, dass Feststellungen uber die konkreten Erscheinungen der Gesund-

heitsschädigung zu machen und die gesundheitsbed ngt eingetretenen

Funktionseinschränkungen von invaliditätsf remden Beeinträchtig u ngen ab-

a Vgl. Urteie Bundesgercht AC-l/2A14 vom 10..1u 2014 E.4.2.2 und 8C,101/2014
vom 3. Apr 2AM E. 5.1.

, V9. BGE 137V64 E.5.1.
r0 Vgl.BGE141 V281 E.5.2.1 und 140V193E.3.2.
11 Vgl BGE 141V 281 E.5.2.1.
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zugrenzen sind, wobei der Gutachter gehalten ist, nicht nur die Arbeitsfähig-
keit in einer angepassten Täti9keit, sondern auch in der bisherigen Tätigkeit
zu umschreiben. Das fragliche Rundschreiben äussert sich aber nicht dazu.

welches die Beurteilungsgrundlage ist und wie funktionelle Einschränkungen
qualitativer und quantitativer Natur (prozentual) zu bewerten sind.

Die einschlägigen Leitlinien der medizinischen Fachgesellschaften äussern

sich, wenn überhaupt vorhanden, ebenfalls nicht zur Methodik und den

Kriterien, welche bei der Beurteilung der funktionellen Einschränkungen zu

beachten sind. Die Leitlinien der schweizerischen Gesellschaft für Rheumato-

logie''z beispielsweise halten diesbezüglich in Ziffer 3.4 fest:

«Wenn ein Einsatz in der angestammten Tätigkeit nicht mehr in Frage

kommt, so soll der Gutachter ein medizinisch zumutbares Belastbarkeitspro-

fil für eine Verweistätigkeit beschreiben. Grundsätzlich kann eine Arbeits-

unfähigkeit in Form einer Reduktion der Leistungsfähigkeit und der Arbeits-

zeit erfolgen. Es sollte immer zuerst geprüft werden, ob das Festlegen von

Einschränkungen der Belastung bzw. der Arbeitsleistung auf der Basis einer
ganztägigen Präsenz möglich ist. Nur wenn eine ganztägige Präsenz als nicht
zumutbar erachtet wird, ist eine Einschränkung der Arbeitszeit in Betracht zu

ziehen.>>

Die für die Beurteilung der Arbeitsfäh igkeit beim Vorliegen eines nicht objek-

tivierbaren Eeschwerdebildes massgeblichen lndikatoren hat das Bundesge-

richt wie folgt konkretisiertl3:

- funktioneller Schweregrad (Ausprägung der diagnoserelevanten Befunde

und Symptome, Behandlungs- und Eingliederungserfolg oder -resistenz

und Komorbiditäten),

- Persönlichkeit (Persönlichkeitsentwicklung und -struktur, grundlegende

psychische Funktionen),

- sozialer Kontext

- Konsistenz (Gesichtspunkte des Verhaltens mit den Faktoren gleichmässi-

qe Einschränkung des Aktivitäten n ivea us in allen vergleichbaren Lebens-

', Onl ne verfügbar unter htlps://www.rheuma-net.ch/de/fach nformationen (zuletzt be-
sucht am 28. November 2018).

'3 Vg . BGE 141 V 281 E.4.3.1 It.
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bereichen und behandlungs- und eingliederungsanamnestisch ausgewie-

sener Leidensdruck).

Diese Kriterlen erlauben - unter Berücksic htig u ng leistungshindernder äusse-

rer Belastungsfaktoren e nerseits und Kompensationspotenzialen (Ressour-

cen) anderseits -, das tatsächlich erreichbare Leistungsvermö9en einzuschät-

zenra. Die Anerkennung eines rentenbegründenden lnvaliditätsgrades ist nur

zulässig, wenn die funktionellen Auswirkungen der medizinisch festgestellten

gesu nd heitlichen Anspruchsgrundlage im Einzelfall anhand dieser Standard-

indikatoren schlüssig und widerspruchsfrei mit (zumindest) übenauiegender

Wahrscheinlichkeit nachgewiesen sindrs.

3. Leistungsprofil

Der Arzt hat eine gesamthafte Beurteilung des funktionellen Leistu ngsdefizits

vorzunehmen und eine prozentuale Schätzung hinsichtlich des noch vorhan-

denen funktionellen Leistu ngsvermöge ns abzugeben; eine blosse Addition

der mit Bezug auf einzelne Funktionsstörungen und Beschwerdebilder 9e-
schätzten Arbeitsunfähigkeitsgrade ist nicht zulässigr6. Der Arzt hat anhand

der gestellten Diagnosen zunächst festzustellen, ob die versicherte Person -
im Hinblick auf die gesundheitlichen Beeinträchtigungen und die persönlr

chen Ressourcen - noch in der Lage ist, die angestammte Tätigkeit bzw. eine

mit dieser funktionell glelchwertigen Tätigkeit auszuführen. lst die versicher-

te Person vollumfänglich oder teilweise dazu nicht mehr in der Lage, hat der

medizinische Sachverständige zu beurteilen, welche anderen Tätigkeiten die

versicherte Person in welchem Umfang noch ausführen kann.

Das Resultat dieser Beurteilung stellt ein Leistungsprofrl dar, welches die Fra-

ge beantwortet, ob die versicherte Person noch in der Lage ist, schwere,

mittelschwere oder leichte Tätigkeiten auszuführen. Es lassen sich ideal-

typisch die folgenden drei Lerstu n gsprofile unterscheidenrT:

ia bid. E. 3.4 fi. und 4.1.
,5 bid. E.6.
15 Vgl. z. B. Urte lBundesgencht 8C_518/2007 vom 7. Dezember 2007 E.3.2.
r7 Versicherte Personen, die zwar hre angestammte Tätigket ncht mehrausüben kön-

nen, aber noch n der Lage snd, alle Verweisungstät gke ten des ausgeglchenen Ar-
beitsmarkts auszuführen, sind nicht erwerbsunfäh g.
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A-Profil: Versicherte Person kann leichte und mittelschwere Verwei-

sungstätigkeiten uneingeschränkt, schwere Verweisungstätigkeiten nur

noch eingeschränkt ausüben.

B-Profil: Versicherte Person kann leichte Verweisungstätigkeiten uneinge-

schränkt, mittelschwere Venaueisungstätigkeiten nur noch eingeschränkt
ausüben.

C-Profil: Versicherte Person kann leichte Verweisu ngstätigkeiten nur noch

eingeschränkt ausüben.

Funktionelle Einschränkungen in qualitativer
und quantitativer Hinsi(ht

lst die vers cherte Person grundsätzlich fähig, ein bestimmtes Leistungsprofil

auszuführen, aber ausser Stande, sämtliche Tätigkeiten innerhalb des fragli-

chen Leistu ngsp rofils zu erbringen, hat der Arzt deskriptiv festzustellen,

welche qualitativen Einschränkungen bestehen. Er legt beispielsweise fest, ob

die versicherte Person:

- nur noch sitzende oder auch Tätigkeiten ausführen kann, welche ein

Stehen oder Gehen erfordern,

- nur wechselbelastende oder auch repetitive Tätigkeiten verrichten kann,

- nur Tätigkeiten bis zur Schulterhöhe oder auch Überkopfarbeiten zu er-

bringen imstande ist,

- das Heben und Tragen von Lasten bis zu einer bestimmten Kilogramm-
grenze möglich ist.

- Etc.

ln einem abschliessenden Schritt ist vom Arzt zu beurteilen. ob die versicher-

te Person die ihr möglichen bzw. zumutbaren Verweisungstätigkeiten wäh-

rend eines üblichen Arbeitspensums (fünf Arbeitstage pro Arbeitswoche)

erbringen oder lediglich zu einem geringeren Beschäftigungsgrad tätig sein

kann. Ebenfalls ist zu bestimmen, ob die versicherte Person die an sich noch

möglichen bzw. zumutbaren Verweisungstätigkeiten nur mit vermehrten

Pausen oder einer geringeren Arbeitseffizienz ausführen kann. lm Gegensatz

zu den vorbeschriebenen qualitativen Einschränkungen sind diese funktionel-
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len Einschränkungen quantitativer Natur; sie betreffen nicht die Leistungsfä-

higkeit an sich, sondern den Umfang der Leistu ngserbring ung.

Die Beurteilung der funktionellen Leistungsfähigkeit der versicherten Person

mündet letztlich rn eine Umschreibung des (noch möglichen) Leistungsprofils

sowie der gesundheitsbedingt vorhandenen Einschränkungen in qualitativer

und quantitativer Hinsicht. Den medizinischen Gutachten bzw. den Urteilen

können in diesem Zusammenhang etwa Umschreibungen entnommen wer-

den, dass der versicherten Person eine körperlich leichte bis intermittierend
mittelschwere, wechselbelastende Tätigkeit ohne andauernde Überkopfar-
beiten und Zwangshaltungen der Wirbelsäule möglich sei'8 oder sie für eine

körperlich leichte bis ntermittierend mittelschwere, adaptierte Tätigkeit im

Umfang von 70% (bei vollzeitlicher Umsetzung), d.h. ohne Arbeiten über

Kopf sowie ohne Einsätze auf Leitern und Gerüsten, eingesetzt werden kön-

n e'9.

Ungenügend sind ärztliche Funktionsumschreibungen, welche sich nicht zum
Leistungsprofil bzw. den funktionellen Einschränkungen in qualitativer und
quantitativer Hinslcht äussern. Die Feststellung etwa, die versicherte Person

könne leidensadaptierte Tätigkeiten im Um{ang von 100% ausführen, ist

nrcht aussagekräftig, weil daraus nicht hervorgeht, welches Leistungsprofil

der versicherten Person noch möglich ist und welche funktionellen Einschrän-

kungen innerhalb des {unktionellen Leistungsprofi s bestehen. Die vorbe-

schriebene Feststellung ist zudem tautologisch, weil eine versicherte Person

die ihr möglichen bzw. zumutbaren Tätigkeiten immer im Umfang von 100 %

ausführen kann.

Kein Anspruch auf Durchführung einer Evaluation
der funktionellen Leistungsfähigkeit (EFL)

Die Beurteilung des Ausmasses der Beeinträchtigung des funktionellen Leis-

tungsvermögens erfolgt im Rahmen der ärztlichen Untersuchung. Eine Eva-

luation der funktionellen Leistungsfähigkeit (EFL) muss nicht zwingend
durchgeführt werden. Eine solche ist nach der Gerichtspraxis allenfalls in

Betracht zu ziehen, wenn sich die beteiligten Fachärzte ausser Stande sehen,

v9l. z. B. urtei Bundesgerichr 9c_42312010 vom 17. Juni 2010 E. 3.2.4

Vgl. Urteil Bundesgericht 9C_360/2009 vom 10. Juli 2009 E. 4 und 5.4

5
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eine zuverlässige Einschätzung des leistungsmässig Machbaren vorzunehmen
und deshalb eine konkrete leistungsorientierte berufliche Abklärung als

zweckmässigste Massnahme ausdrücklich empfehlen20.

B. Monetäre Bewertung des Zumutbarkeitsprof ils

'1. UnselbstständigErwerbstätige

Liegt das medizinische Zumutbarkeitsprofil (Leistungsprofil mit funktionellen

Einschränkungen qualitativer und quantitativer Natur) vor, hat der Rechtsan-

wender - in der Regel der zuständ ige Sachbearbeiter des befassten Sozialver-

sicherungsträgers - zunächst zu überprüfen. ob die Arzte sich an die mass-

gebenden normativen Rahmenbedingu ngen gehalten haben, das heisst, ob

sie ausschliesslich funktionelle Ausfälle berücksichtigt haben, welche Folgen

der gesu ndheitlichen Beeinträchtig u ng sind, sowie, ob die versicherungsme-

dizinische Zumutbarkeitsbeu rteilung a uf objektivierter Grundlage erfolgt ist21.

Sind diese Voraussetzungen erfüllt, nimmt der Rechtsanwender in einem

nächsten Schritt eine monetäre Bewertung der noch vorhandenen funktio-
nellen Leistungsfähigkeit vor. Das Resultat der monetären Bewertung des

medizinischen Zu m utba rkeitsprof ils stellt das Invalideneinkommen dar. Dieses

wird dem Valideneinkommen gegenübergestellt; die resultierende Erwerbs-

einbusse entspricht dem lnvaliditätsgrad. lm Zusammenhang mit der mone-

tären Bewertung hat der Rechtsanwender den objektiv- abstrakten Erwerbs-

unfähigkeitsbegriff zu beachten. Weder darf er invalid itätsf remde Umstände

noch konjunkturell bedingte Erwerbseinbussen berücksichtigen. Zudem un-

tersagt die Praxis eine Gleichsetzung der ärztlicherseits festgestellten Leis-

tungseinbusse mit dem lnvalidrtätsg rad.

Eine bestimmte Einschränkung im funktionellen Leistungsvermögen eines

Erwerbstätigen kann zwar, braucht aber nicht notwendigerweise, eine Er-

werbseinbusse gleichen Umfangs zur Folge zu haben. Wollte man bei Er-

werbstätigen ausschliesslich auf das Ausmass des funktionellen Leistungsde-

fizits abstellen, so wäre der gesetzliche Grundsatz verletzt, wonach bei

'zo Vgl. Urteiie Bundesgericht 9C_3212A16 vom 21. Juni 2016 E.3.3 und 9C_730/2014
vom 1. Dezember 2014 E. 2.3.

'?l Vgl. BGE ]41 V281 E.5.2.2utid137V64E.1.2.
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mutmasslich erwerbstätig gewesenen versicherten Personen die lnvalidität

nach Massgabe der Erwerbsunfähigkeit zu bestimmen ist".

2. SelbstständigErwerbstätige

Bei mutmasslich selbstständig erwerbstätigen Personen ist im Zusammen-

hang mit der monetären Bewertung zu berücksichtigen, ob sich anhand der

verfügbaren Buchhaltungsunterlagen zuverlässig abschätzen lässt, welches

der Gewinn sein wird, den die versicherte Person trotz des verminderten

funktionellen Leistungsvermögens noch erzielen kann. Das Valideneinkom-

men von Selbstständigerwerbenden kann meistens auf Grund der Einträge

im lndividuellen Konto bestimmt werden. Weist das bis zum Eintritt der lnva-

lidität erzielte Einkommen starke und verhältnismässig kurzfristig in Erschei-

nung getretene Schwankungen auf, ist dabei auf den während einer längeren

Zeitspanne erzielten Durchschnittsverdienst abzustellen'r.

Die bu nd esge richtliche Rechtsprechung schliesst nicht aus, dass bei selbst-

ständig Erwerbstätigen unter Umständen nicht auf das zuletzt erzielte Ein-

kommen abgestellt wird. Das trifft etwa dann zu, wenn die vor der Gesund-

heitsbeeinträchtigung ausgeübte selbstständige Tätigkeit wegen hrerkurzen

Dauer keine genügende Grundlage für die Bestimmung des Valideneinkom-

mens darstellt, zumal in den ersten Jahren nach Aufnahme der selbstständF

gen Ervverbstätigkeit üblicherweise aus verschiedenen Gründen (hohe Ab-

schreibungsquote auf N e u investitionen etc.) die Betriebsgewinne gering

sind2a.

Kann keine zuverlässige Prognose vorgenommen werden, ist ausnahmsweise

das Ausmass der Erwerbsunfähigkeit nach Massgabe der ausserordentlichen

Bemessungsmethode zu beurteilen. Die Bernessung der lnvalidität nach der

ausserordentlichen Bemessungsmethode setzt üblicherweise voraus, dass die

im Betrieb anfallenden Arbeiten anhand einer Abklärung vor Ort detailliert
aufgelistet sowie die gesundheitlich bedingten Einschränkungen in den ver-

schiedenen Arbeitsbereichen erörtert und - anhand der konkreten betriebli-

?r VgL. BGE 128V 29 E.1.
,3 Vgl. z.B. Urteile Bundesgericht 8C 912A09 vom 10. November 2009 = SVR 2010 lV

Nr. 26 S. 79 E. 3.3 und 8C 576/2008 vom 10. Februar 2009 E. 6.2.
& Vgl. BGE 135 V 58 E. 3.6.4.
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chen Verhältnisse - hinsichtlich ihrer erwerblichen Auswirkungen gewich-

tet werden25. Die wirtschaftliche Gewichtung kann dabei eine Abweichung
vom festgestellten funktionellen Leistungsdefizrt zur Folge haben, wie sich

beispielsweise der Tabelle, welche im Kreisschreiben über lnvalidität und Hilf-
losigkeit aufgeführt ist. entnehmen lässt26:

Aufgaben-
bereiche

Gewichtung Gewichtung Ansatz in Einkommen
ohne mit
Behinde- Eehinde-
rung rung

Franken
(std.-,
Monats-
oder
Jahreslohn)

80'000 15',000

Einkommen
ohne Be-
hinderung
(Validenein-
kommen)

mlt Behinde-
rung
(lnvaliden-
einkommen)

16',0001. Führung
(Personelles.
Planung,
Auftragsbe-

20o. 20 0/o

schaffu

2. Verkauf
von Neu-
und
Occasions-

tur- und
Service-
arbeiten

vo 20vo0 70'000 7'000 14',000

38',500

fahzeu en

3. Repara- 7O o/o

" Siehe zum Beispiel BGE 128 V 29 E.4 und Urteil Bundesgericht I 842105 vom 1. Jun
2006 E. 5.2.' sowre Rz 3103 ff. (5 n.

)6 Vql. Rz l l06 KSIH.

O o/o 55',000

Tota I 10oo/o 4oo/, 51 ',500 30'000
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3. Nichterwerbstätige

Be mutmasslich nichterwerbstätigen Personen2T erfolgt keine monetäre Be-

wertung des noch vorhandenen funktionellen Le istu n gsvermögens. Mass-

gebllch n die funktionelle Beelnträchtig u ng in Bezug auf den anerkannten

Aufgabenbereich'?e. Dieser umfasst dle ubliche Tätigkeit im Haushalt sowie

die Pflege und Betreuung von Angehörigen, nicht aber andere unentgeltliche

Tätigkeiten". lnsbesondere die Freiwilligenarbelt bzw. ehrenamtliche Tätig-

keiten zählen nicht zum anerkannten Aufgabenbereich30.

Bei nichterwerbstätigen Versicherten, be welchen die Beeinträchtig u n9 des

funktionellen Leistungsvermögens mit Bezug auf den versicherten Aufgaben-

bereich festzustellen ist, bestehen klare Vorgaben hinsichtlich Beurteilungs-

grundlage und Bewertung der funktionelen Einschränkungen qualitativer

und quant tativer Natur lm Kreisschreiben über lnvalidltät und Hilflosigkeit in

der lnvalidenvers cherungrr wird beispielsweise im Zusammenhang mit der

Abklärung der Einschränkungen des funktionellen Leistungsvermögens rn

Bezug auf hauswirtschaftliche Tätigkeiten vorgegeben, dass einerseits die

verschiedenen Bereiche Ernährung, Wohnungs- und Hauspflege, Einkauf/

weitere Besorgungen, Wäsche- und Kleiderpflege sowie die Pflege und Be-

treuung von Kindern und/oder Angehörigen abzuklären sindi2 und anderer-

seits die in diesen Bereichen festgestelten prozentualen Einschränkungen

aufaddlert werdenrr.

']i ob und gegebenenfa ls in we chem ze tl chen Umfang e ne n e nem Aufgabenbereich
tätiqe vers cherte Person ohne gesundheitliche Beelnträchtigung erwerb5tätig wäre
(Statusfrage), erg bt sich aus der Prüfung, was s e be im Übrigen unveränderten L.lm-

ständen täte, wenn kerne gesundhe tliche Beeinträcht gung bestünde. Entscherdend
ist som t n cht, welches Ausmass der Erwerbstätlgke t der vers cherten Person im Ge-

sundheitsfa I zugemutet werden könnte, sondern in welchem Pensum s e hypothetisch
erwerbstätig wäre (vgl. BGE 133 V 504 E. 3 3 sow e Urte Bundesqer cht 9C_49l2008
vom 28.lu i2008 E.3.3).

rs VS. BGE 130 V 97 E. 3.3.

" Vg. Art.27 Abs. 1 lVV.
ro Vgl. BGE 130 V 360 E. 3.3.
1r Gült g ab 1 .1.2015; Stand 1.1 2018.
, Vgl. Rz 3087 ff. KSIH.
} Vg. Rz 3088 KSIH.

26



Wegfall von Erwerbsmög[chkeiten

Ein allfälliges reduziertes Leistungsvermögen im erwerblichen Bereich infolge
der Beanspruchung im Haushalt kann ferner lediglich für den Fall berücksich-

tigt werden, dass Betreuungspflichten (gegenüber Kindern, pflegebedürfti-

9en Angehörigen etc.) vorhanden sind3a. Das in der Erwerbsarbeit oder im
häuslichen Aufgabenbereich infolge der Beanspruchung im jeweils anderen
Tätigkeitsfeld reduzierte Leistungsvermögen kann sodann nur berücksichtigt
werden, wenn es offenkundig ist und ein gewisses normales Mass überschrei-

tet. Dessen Ermittlung hat stets auf Grund der konkreten Gegebenheiten im
Einzelfall zu erfolgenrs.

C. Bewertungsgrundlage

1. TatsächlichesErwerbseinkommen

lst die versicherte Person erwerbstätig, ist die monetäre Bewertung anhand

des tatsächl ch erzielten Erwerbsein kommens vorzunehmen. Das tatsächliche

Erwerbseinkommen kann jedoch nur dann als lnvalideneinkommen herange-

zogen werden, wenn besonders stabile Arbeitsverhältn isse gegeben sind und

anzunehmen ist, dass die versicherte Person die ihr noch mögliche funktio-
nelle Leistungsfähigkeit zumutbarer Weise ausschöpft, sowie das Erwerbsein-

kommen der Arbeitsleistung angemessen und nicht als eigentlicher Sozial-

lohn zu qualifizieren istr6.

2. HypothetischesErwerbseinkommen

lst die versicherte Person zumutbarerweise in der Lage, mit einem Berufs-

wechsel oder einer Betriebsaufgabe ein höheres als das tatsächliche Erwerbs-

einkommen zu erzielen, wird der monetären Bewertung ein hypothetisches

Erwerbseinkommen zugrunde gelegt. Für die Auslegung des unbestimmten
Rechtsbegriffs der zumutbaren Tätigkeit im Allgemeinen, wie bei der Aufga-

be der selbstständigen Erwerbstätigkeit im Besonderen, sind die gesamten

subjektiven und objektiven Gegebenheiten des Einzelfalles zu berücksichtr-
gen.

r4 Vgl. BGE 134V 9 E.7.3.4.
,5 rbid. E.7.3.6.
16 Vgl. Urterl Bundesgericht 8C_7/20I4 vom I 0. .luli 2014E.71
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lm Vordergrund stehen bei den subjektiven Umständen die verbliebene Leis-

tungsfähigkeit sowie die weiteren persönlichen Verhältnisse, wie AlteL beruf-

liche Stellung, Verwurzelung am Wohnort etc. Bei den objektiven Umständen

sind insbesondere der ausgeglichene Arbeitsmarkt und die noch zu erwarten-

de Aktivitätsdauer massgeblich3T. Eine Betriebsaufgabe ist nur unter strengen

Voraussetzungen unzumutbar, und es kann ein Betrieb selbst dann nicht auf
Kosten der lnvalidenversicherung aufrecht erhalten werden, wenn die versr-

cherte Person darin Arbeit von einer gewissen erwerblichen Bedeutung leis-

tet38.

Das in diesen Fällen heranzuziehende hypothetische En,uerbse nkommens

wird anhand der statrstischen Tabellenlöhne gemäss der schweizerischen

Loh nstru kturerhebu ng 3e oder - im Geltungsbereich der obligatorischen Un-

fallversicherung - der DAP-Löhne40 betraglich bestimmt. Da die Verhältnisse

des ausgeglichenen Arbeitsmarktes bei der monetären Bewertung zu berück-

sichtigen sind, sind im Regelfall die gesamtschweizerischen Tabellenlöhne des

privaten Sektors heranzuziehen. Der ausgeglichene Arbeitsmarkt nimmt
keinen Bezug auf die konkrete Arbeitsmarktlagecr, weshalb eine Differenzre-

rung nach regionalena2 oder branchenspezifischenos Tabellenlöhnen nur

ausnahmsweise zulässig. Allfälligen Erschwernissen, deretwegen in der Regel

mit u nterd u rchsch n ittlichen Lohnansätzen zu rechnen ist, ist praxisgemäss

r7 Vg . statt vieler tlrte I Bundesger cht 9C 621/2017 vom T1. Januar 20T8 E.2.2.1.
rB 5 ehe z.B. Urteile Bundesger cht 9C-64412015 vam 3. Mai 2016 = SVR 2017 lV Nr. 6

S. 15 E.4.3.1 und 8C_413/2015 vom 3. November 2015 E. 3.3.1.
re Für die Festsetzung des nvalidenernkommens aufgrund von Tabellenöhnen snd n

der Regel d e Lohnverhältn sse im qesamten pr vaten Sektor und eine betrlebsübliche
Arbeitszeit von 41,9 Stunden massgebend (vg . BGE 129V 412 E.4.3.2 und RKUV 2001
Nr. U 439 S.347).

'0 V9. BGE 135 V 297 E. 5.2 und Urteil Bundesgericht 8C_749l2013 vom 6. Mätz2014
E. 4.1.

4' V9l. BGE 134V 64E.4.2.1 und Urteile Bundesgericht 9C_455/2009 vom 4. Oktober
2013 E. 4.3 und 9C 46612A01 vam25. )anuar2008 E.4.2.1.

a, Vgl.z.B.Urteil Bu ndesgericht I 474100 vom 10.August2001 E.3claa.
ar Be Personen, die vor der Gesundheltsschädigung lange Zeit in ein- und demselben Be-

reich tätig gewesen sind und bei denen eine Arbeit in anderen Bereichen kaum n Frage

kommt, kann ausnahmswerse auf das statist sche Durchschnittse nkommen erner ern-
zelnen Branche abgestellt werden (vql. statt vie er Urteile Bundesgeticht9C-667/2017
vom 27. November 2017 E.3.2 und 8C 45712017 vom 11. Oktober20l7 E.6.2).
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durch einen Abzug vom Tabellenlohn, nicht aber durch das Abstellen auf den

unteren Quartilbereich Rechnung zu tragen!4.

Die statistischen Tabellenlöhne 9emäss der schweizerischen Lohnstrukturer
hebung stellen Medianlöhne dar und unterscheiden sich hinsichtlich der er-

hobenen Parameter Beruf, Altet Geschlecht und Kompetenzniveauas. Es

werden dabei folgende Kom pete nzn ivea us unterschieden:

- Kompetenzniveau 1: einfache Tätigkeiten körperlicher oder handwerkli-

cher Art,

- Kompetenzniveau 2: praktische Tätigkeiten wie Verkauf/Pflege/Datenver-

arbeitung und Admrnistration/Bedienen von Maschinen und elektroni-
schen G eräten/Sicherheitsd iensVFa h rd ienst,

- Kompetenzniveau 3: komplexe praktische Tätigkeiten, welche ein grosses

Wissen in einem Spezialgebiet voraussetzen und

- Kompetenzniveau 4: Tätigkeit mit komplexer Problemlösung und Ent-

scheidungsfindung, welch ein grosses Fakten- und theoretisches Wissen

in einem Spezialgebiet voraussetzen.

Die DAP ist eine Sammlung von Beschreibungen in der Schweiz tatsächlich

existierender Arbeitsplätze und unterscheidet sich folglich von den LSE-Tabel-

lenlöhnen. Neben allgemeinen Angaben und Verdienstmöglichkeiten werden
in der DAP die physischen Anforderungen an die Stelleninhaber oder Stellen-

inhaberinnen festgehalten. Der Raster der körperlichen Anforderungskriteri-

en basiert auf dem internationalen medizinischen Standard EFL nach lsernha-

gen (ergonomische Funktions- und Leistungsprüfung)46.

Das Abstellen auf DAP-Löhne setzt voraus, dass, zusätzlich zur Auflage von

mindestens fünf DAP-81ättern, Angaben gemacht werden über die Gesamt-

zahl der auf Grund der gegebenen Behinderung in Frage kommenden doku-
mentierten Arbeitsplätze, über den Höchst- und den Tiefstlohn sowie über

den Durchschnittslohn der entsprechenden Gruppe. ln die SUVA nicht in der

Lage, den erwähnten verfahrensmässigen Anforderungen zu genügen, kann

nicht auf den DAP-Lohnvergleich abgestellt werden und sind die LSE-Tabel-

4a Vgl. Urtei Bunde5geri(ht 1237101 vom 7 N.4ai 2003 E.6.2.1
45 Siehe dazu BGE 142V 178E.2.5.7.

"6 Vql. BGE 139 V
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lenlöhne hera nzuzie hena7. Bei der Ermittlung des lnvalideneinkommens 9e-
stützt auf DAP-Profile sind Abzüge vom System der DAP her nicht sachge-

recht und nicht zulässigo3.

Il. Leistungsspezifische Kürzung
des Tabellenlohnes

Keine Kürzung des Tabellenlohnes bei funktionellen
Einschränkungen qualitativer Natur

lm Zusammenhang mit der monetären Bewertung des medizinischen Zumut-

barkeitsprofils bzw. der Bestimmung des hypothetischen Erwerbseinkom-

mens, das dem medizinischen Zumutbarkeitsprofil entspricht, stellt sich die

Grundsatzfrage, welchem Kompetenzniveau das jeweilige Zu m utba rkertspro-

fil bzw. welcher Tabellenlohn dem medizinischen Zumutbarkeitsprofil zuzu-

ordnen ist" und ob und gegebenenfalls welche Abzüge vorzunehmen sindsc.

lm Hinblick auf den Umstand, dass der Verlust von Erwerbsmöglichkeiten auf

dem ausgeglichenen Arbeitsmarkt massgeblich ist und je nach medizinischem

Zumutbarkeitsprofil ein grösserer oder geringerer Verlust von Erwerbsmög-

lichkeiten besteht, wäre es an sich naheliegend, je nach Lohnprofil einen

unterschiedlichen Tabellenlohn f ür die monetäre Bewertung heranzuziehen.

Aus dem Umschreibungen der medizinischen Zumutbarkeitsprof ile geht her-

vor, dass versicherte Personen m t einem A-Profil über mehr Erwerbsmöglich-

keiten als versicherte Personen mit einem B- und C-Profil verfügen, versicher-

te Personen mit einem B-Profil über weniger Erwerbsmöglichkeiten als versi-

cherte Personen mit einem A-Profil, aber über mehr Erwerbsmöglichkeiten

als versicherte Personen mit einem C-Profil verfügen. Versicherte Personen

4'/ V9 . BGE 143V 295 E.2 4.
aB Vgl. BGE 129V 412ff.
oe Die korrekte Anwendung der LsE-Tabellen, namentlch d e Wah der Tabelle wie auch

der massgeblichen Stufe (Kompetenzn veau), st eine Rechtsfrage, die vom Bundesge-
richt frei überprüft wird (statt vieler Urte le Bundesgericht 9C_72/2A17 vom 19. lu
2A17 E.4.2 und 9C_699/2015 vom 6..luli 20'16 E. 5.2).

50 D e Frage, ob e n Abzug vom Tabellenlohn vorzunehmen ser oder n cht, stellt erne vom
Bundesger cht fre zu prüfende Rechtsfrage dar (vgl. BGE 142 V 178 E. 2.5.9).
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mit einem C-Profil erleiden den grössten Verlust an Erwerbsmöglichkeiten, da

sie nur noch leichte Verweisungstätigkeiten mit den vom Arzt festgestellten
Einschränkungen ausführen können. Diese medizinischen Feststellungen

lassen sich nicht auf die Kompetenznrveaus, welche im Zusammenhang mit
dem Tabellenlohn unterschieden werden. übertragen.

Regelmässig wird der Tabellenlohn des Kompetenzniveaus 1 für die monetä-
re Bewertung herangezogen. lnsoweit nimmt der Rechtsanwender bei einer

ärztlich bestätigten Beeinträchtig u ng des funktionellen Leistungsvermögens

auf diese Rücksicht, als nicht ein höherer lvledianlohn ernes anderen Kompe-

tenzniveaus berücksichtigt wird, dessen funktionelle Anforderungen die

versicherte Person an sich erfüllen würde. Praxisgemäss wird darüber hinaus

aber keine Kürzung des Tabellenlohnes vorgenommen, welche dem Ausmass

der Einschränkung des funktionellen Leistungsvermögens entspricht.

Das Bundesgericht rechtfertigt die Heranziehung des ungekürzten Tabellen-

lohnes trotz eingeschränkter funktioneller Leistungsfähigkeit mit dem Argu-

ment, dass der ausgeglichene Arbeitsmarkt eine hinreichende Anzahl von

geeigneten Verweisu ngstätigkeiten für versicherte Personen mit einge-

schränkter funktioneller Leistu ngsfä h ig keit anbietet. Nicht nur für versicherte

Personen mit einem B-Profilsl, sondern auch für versicherte Personen mit ei-

nem C-Profil5': wird davon ausgeganqen, dass der ausgeglichene Arbeits-

markt eine repräsentative Anzahl von geeigneten Verweisungstätigkeiten

offeriert. lnsbesondere umfasst auch der Tabellenlohn im Kompetenzniveau 'l

bereits eine Vielzahl von leichten und mittelschweren Tätigkertenss.

So sind etwa versicherte Personen, die leichte und intermittierend mittel-

schwere Tätigkeiten ohne Tragen schwerer Lasten, mit der Möglichkeit zu

Wechselbelastungen ohne Zwangshaltungen und ohne feinmotorische Ar-

beiten, auszuführen imstande sind, in der Lage, Maschinen und Fahrzeugen

5' Vg . z.B. Urtell Bundesger cht 8C_385/2017 vom T 9. September 2017 E. 3 und 7.

s? Vg. Urtele Bundesqercht 8C_62212016 vom 21. Dezember 2016 E.5.2.2,
8C-477/2416 \on 23. November 2016 E. 4.3, 8C_345 vom l. September 20'16 E. 5,

AC_3712016 vom 8. Jul 2416 E. 5.1.2,8C_906/2015 vom 12. wai 2016 E. 4.3 und
8C,695/2015 vom 19. November 2015 E. 4.2.

5r Vgl.Urte eBundesgericht9C_808/2015vom29.Februar2016E.3.2und8C_9712014
vam 16 . )uli 2014 E. 4 .2.
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zu führen oder gefährliche Maschinen zu bedienensa. Versicherte Personen,

welche körperlich leichte, wechselbelastende oder überuviegend sitzende

Arbeiten ohne hohen repetitiven Einsatz des dominanten rechten Armes

auszuführen imstande sind, können ernfache Übenruachungs-, Prüf- und

Kontrolltätigkeiten ausführen, die Bedienung und Überwachung von (halb-)

automatischen Maschinen oder Produktionseinheiten übernehmen oder die

Arbeit als Museumswärter oder Parkplatzwächter erbringen55.

Der ungekürzte Tabellenlohn wird auch bei versicherten Personen herange-

zogen, welche in funktioneller Hinsicht sehr stark eingeschränkt sind, bei-

spielsweise bei (funktionell) einarmigen Personens6, oder bei versicherten

Personen, welche beh inderu ngsbed ingt auf einem Nischenarbeitsplatz ange-

wiesen sind. Die Rechtsprechung geht diesbezüglich davon aus, dass auf dem

ausgeglichenen Arbeitsmarkt eine hinre chende Anzahl von sozialen Arbeit-
gebern vorhanden ists7, die derartige singuläre Arbeitsgelegenheiten, vom

Bundesgericht auch «soziale Winkel»58 genannt, offerieren. Lediglich dann,

wenn die versicherte Person nur noch auf dem zweiten Arbeitsmarkt bzw. in

einem geschützten Umfeld erwerbstätig sein kann oder einen Soziallohnse

5! V9 . Urte Bundesge cht 8C_38512011 va.'r 19 September 2017 E. 3 und 7.

5e Vg. tlrterle Bundesgercht 8C_622/2016 vom 21. Dezember 2016 E.5.2.2,
8a_47712A16 vor.r 23. November 2016 E.4.3, 8C 345 vom l. September 2016 E. 5,

8C_3712A16 vom 8. luli 2016 E. 5.1.2,8C_906/2015 vom 12. Mai 2016 E. 4.3 und

8C 695/2015 vom 19. November 2015 E.4.2.
s6 vgl. z.B. Urte Bundesgericht 8C 3712016 vom 8. lu 2016 E. 5.1.2 und 8C_819/2010

vom 7. April 20ll E. 6.4.1.
s? Vg.z.B.UrteieBundesge(cht8C_12l2017vom28.Februar2011 E.5.4,8C_582/2015

vom 8. Oktober 20l5 E .5.11,8C'74U2A1Avom 11. Februar 2015 E. 3 .4 3,9C _4A5/2014
vom 28. November 2414 E.2.2,8C_514/2413 vom 29. August 2013 E 42,1816/45
vom 7..luni 2006 E.2.3 und U 425100 vom 29. lanuar 2003 E.4.4.

53 So z.B. Urteile Bundesgericht 1816/05 vom 7. lun 2006 E. 2.3 und C 268/A4 vom
3. März 2005 E. 1.2.1

5e Als 5oz allohn zu qua fiz eren 5 nd Lohnbestandteile, für d e der Arbeltnehmer nach-
gewresenermassen wegen beschränkter Arbe tsfäh gke t keine Gegenieistung erbr n-
gen kann (vgl. Urterl B!ndesger cht 27A199 vatn 17. Mätz2000 E. 1b). Praxrsgemä5s

srnd an den Nachwe s e nes Sozial ohns rndessen strenge Anforderungen zu stel en,

da vom Grundsatz ausgegangen werden muss, dass ausbezahlte Löhne normalerwei-
se das Aquiva ent e ner entsprechenden Arbeitsle stung sind (v91. BGE 117 V l8). Bei

der r chterl chen Würd gung von Arbeltgeberbescheinigungen ist auch zu bedenken,
dass Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber e n ergenes lnteresse daran haben können,

die Bezahlung von Sozia lohn zu behaupten (vg . BGE 110 V 277, 104 V 93; ZAK 1980
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erhä1t60, darf der Tabellenlohn für die monetäre Bewertung des noch vorhan-
denen funktionellen Leistungsvermögens nicht herangezogen werden.

Ob die versicherte Person konkrete Arbeitsmög lichkeiten hat, ist unerheblich,

da der ausgeglichene Arbeitsmarkt die Verfügbarkeit der einer versicherten

Person noch möglichen bzw. zumutbaren Arbeitsstellen ausblendet. Der

ausgeglichene Arbeitsmarkt berücksichtigt die konkrete Arbeitsmarktlage
nicht, umfasst in wirtschaftlich schwierigen Zeiten auch tatsächlich nicht
vorhandene Stellenangebote und sieht von den fehlenden oder verringerten

Chancen Teilinvalider, eine zumutbare und geeignete Arbeitsstelle zu finden,

ab6'. Entsprechend ist der Sozialversicherungsträger, der über das Ausmass

der Erwerbsunfähigkeit zu entscheiden hat, nicht verpflichtet. der versicher-

ten Person konkrete, näher umschriebene Einsatzmög lich keiten im Sinne von

Arbeitsgelegenheiten aufzuzeigen62.

B. Kürzung des Tabellenlohnes bei funktionellen
Einschränkungen quantitativer Natur

1. HerabgesetzterBeschäftigungsgrad

Eine Kürzung des Tabellenlohnes erfolgt hingegen bei funktionellen Ein-

schränkungen quantitativer Natur. lst die versicherte Person nicht in der Lage,

die ihr an sich möglichen bzw. zumutbaren Verweisungstätigkeiten ganztags

bzw. während eines üblichen Vollpensums auszuüben, ist der massgebliche

5. 345 E. 2b). Als lndiz für e ne freiwil ge Soz a le stung fallen insbesondere verwandt-
schaftliche Beziehungen zur vers cherten Person oder eine ange Dauer des Arbeitsver-
hältnisses in Betracht.

50 Erhält die versicherte Person einen Sozia lohn, wäre aber n der Lage, auf dem aus-
geglichenen Arbe tsmarkt einer besser bezahlten Erwerbstätigkeit nachzugehen, ist

das noch vorhandene funktronele Leistungsvermögen anhand des Tabellenlohnes zu

bewerten (vgl. Urteil Bundesgericht 770/A4von26. August 2005 E.4.7).
6r Vgl.z.B. BGE 110V273 E.4b.
6'z Vgl. z.B. Urtele Bundesgerlcht 9C_675/2017 vom 11. Dezember 2017 E 4.1.

9C_283/2417 uo.r. 29. August 2017 E. 4.2.3;9C_22612011 \om 1. August 20T 7 E. 3.2
und 9C 469/2016 vom 22. Dezember 2016 E. 6.3.
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Tabellenlohn dem eingeschränkten Beschäftigungsgrad entsprechend zu

kürzen6r.

Versicherte Männer, welche nur noch Teilzeitarbeit zu erbringen im Stande

sind, erhalten - verglichen mit versicherten Männern, welche noch in Vollzeit

erwerbstätig sein können64 - einen rund 10 % tieferen Lohn65, weshalb ent-

weder der f ür Teilzeiterwerbstätige massgebliche Medianlohn heranzuziehen

oder zusätzlich zum eingeschränkten Beschäftigungsgrad ein Abzug vom

Tabellenlohn vorzunehmen ist, der dem tieferen Medianlohn entspricht66. Bei

den Frauen verhält es sich gerade umgekehrt; in Teilzeit erwerbstätige Frauen

erhalten einen höheren Lohn als in Vollzeit erwerbstätige Frauen67.

2. Vermehrte Pausenbedürftigkeit und Effizienzeinbussen

Eine Kürzung des Tabellenlohnes ist weiter vorzunehmen, wenn die versicher-

te Person die ihr an sich möglichen und zumutbaren Verweisu ngstätigkei-

ten - unabhängig davon, ob sie diese in Vollzeit oder lediglich in Teilzeit zu

erbringen im Stande ist - nur mit Effizienzeinbussen, insbesondere einem

geringeren Arbeitstempo, unter Inanspruchnahme vermehrter Pausen oder

mit geringerer Arbeitsqualität ausführen kann68.

6r Vgl. z.B. Urteie Bundesgericht 9C_808/2015 vom 29. Februar 2016 E.3.3.2,
9C_382/2412 yo.r. 25. Juni 2012 E. 3.2.1 und 8C_119/2007 vom 10. März 2008 E. 5.2.

54 st d e versicherte Person in der Lage, im Umfang von rund 96 % erwerbstät g zu se n,

gllt sie als n Vollze t erwerbstäti9 (v91. Urtei Bundesgericht I 792l03 vom 13. lul 2004
E.5.2.4.

65 Sehe z.B. Urte e Bundesgercht 9C 808/2015 vom 29. Februar 2016 E. 3.3.2,
9C_38212012yon25.lun 2012 E. 3.2.1, 9C_653/2011 vom 16. Dezember2011 E.4.4,
9C_721l20T0 vom ]5. November 2010 = sVR 2011 V Nr. 75 E. 4.2.2.2,9C_472/2A10
vom 5. lul 2010 E. 2.2 und I 540/00vom'15. Oktober200l E. 2c.

55 Wird Teilzeitarbe t in bestimmten Beschäftigungsbere chen arbeitgeberse ts stark
nachgefragt und dementsprechend höher entlöhnt, rechtfertrgt sich kern zusätzlicher
Abzug von Tabellenlohn lnfolge Te lzeitarbeit (v91. BGE 126 V 75 E.5a/cc).

6? Vgl. Urterle Bundesgericht 82101 vom 27. November 2001 E.4blcc und I 540/00 vom
15. Oktober 2001 E. 2c.

63 Vgl. Urterle Bundesgericht 8C 403/2017 vom 25. August 2017 E.4.2 f.,9C_808/2015
vom 29. Februar20l6 E.3.3.2,9C-12112010 vom 15. November20l0= SVR 2011 lV
Nt.75 E. 4.2.2.2,9C 5A212A11 vom 3. November 2011 E. 3.3, I 895/06 vom 6. Au-
gust 2007 E.4.2.1, u 11/06 vom 12. Oktober 2006 E.6.5 rrd 749103 vom26. Mai

2004 E.3.2.
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Wegfall von Erwerbsmöglichke ten

Der Umstand, dass eine Leistung von 50 % lediglich über einen ganzen Ar-

beitstag verteilt erbracht werden kann und nicht beispielsweise vormittags
oder nachmittags. ist aus betriebswirtschaftlicher Sicht (Auslastung des Ar-

beitsplatzes) als lohnmässig relevante Erschwernis f ür die erwerbliche Verwer-

tung der verbliebenen Arbeitsfähigkeit anzuerkennen6e.

Die Kürzungen des Tabellenlohnes wegen eines eingeschränkten Beschäfti-

gungsgrades und wegen vermehrter Pa usen bed ü rftig keit können nicht ku-

muliert werden, wenn der tiefere Beschäftigungsgrad Folge der vermehrten

Pausenbedürftigkeit darstelltTo. Eine Kumulation der Abzüge ist dann zuläs-

sig, wenn die versicherte Person nur in Teilzeit erwerbstätig sein kann und

zudem für die in Teilzeit erbrachten Verweisungstätigkeiten auf zusätzliche

Pausen angewiesen ist7r.

C. KritischeStellungnahme

Die u ntersch ied liche Praxis mit Bezug auf funktionelle Einschränkungen qua-

litativer und quantitativer Natur ist in mehrfacher Hinsicht kritisch zu hinter-

fragen:

Theoretisch lassen sich die funktionellen Einschränkungen qualitativer und

quantitativer Natur voneinander abgrenzen. Funktionelle Einschränkungen

qualitativer Natur schränken die Leistungsfähigkeit der versicherten Person

mit Bezug auf die vom ausgeglichenen Arbeitsmarkt angebotenen Verwei-

sungstätigkeiten an sich ein. Als Foge der funktionellen Einschränkungen

kann die versicherte Person zwar nicht mehr alle Verweisungstätigkeiten.

aber noch solche Verweisungstätigkeiten ausführen, welche vor dem Hinter-

grund des medizinischen Zumutbarkeitsprofils noch mö9lich sind. Der Verlust

der Erwerbsmöglichkeiten besteht in diesem Fall im Wegfall der medizinisch

nicht mehr ausfürbaren Verweisungstätigkeiten. Dieser Einschränkung von

Emerbsmöglichkeiten wird praxisgemäss nicht Rechnung getragen.

6' Vg . Urte I Bundesgericht 9C-728l2009 vom 21. September 2010 E. 4.3.2.
r0 Vg . Urteile Bundesgericht I 895/06 vom 6. Auglst 2007 E.4.2.1,1749103 vam 26. Ma

2004 E. 3.2 und 540/00 vom 15. Oktober 2001 E. 2c.
?r Siehe Urteil Bundesgericht 9C_581/2016 vom 24. Januar 2017 E. 3.
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Kann die versicherte Person die ihr an sich funktionell möglichen und zumut-

baren Verweisungstätigkeiten auf dem konkreten Arbeitsmarkt nicht so

ausüben, wie dies einer gesundheitlich nicht beeinträchtigten Person möglich

ist, erfolgt demgegenüber eine Kürzung des Tabellenlohnes. ln dieser Kons-

tellation besteht die Bee inträchtig u ng der Erwerbsmöglichkeiten darin, dass

die versicherte Person die ihr noch mediz nisch möglichen Verweisungstätig-

keiten nicht mehr so ausführen kann, wie dies gesunden Personen möglich

lst. lnsoweit unterscheidet die Praxis zwischen einem blossen Weqfall von

Verweisungstätigkeiten und der Einschränkung in der Ausführung von Ver-

weisungstätigkeiten.

Es will dem Verfasser der vorliegenden Zeilen nicht richtig einleuchten, wes-

halb versicherte Personen. die im Vergleich zu gesunden Personen nur noch

einen Tell der am ausgeglichenen Arbeitsmarkt angebotenen Verweisungstä-

tigkeiten ausführen können, anders zu behandeln sind als versicherte Perso-

nen, welche die ihnen funktionell noch möglichen und zumutbaren Verwei-

sungstätigkeiten im Vergleich zu gesunden Personen nur mit zeitlichen oder

effizienzmässigen Einbussen ausführen können. Die von der Rechtsprechung

herangezogene Begründung, dass der Medianlohn eine hinreichende Anzahl

von leidensangepassten Verweisungstät gkeiten abdeckt, könnte ebenso gut

auch für die funktionellen Einschränkungen quantitativer Natur herangezo-

gen werden. Nicht alle gesunden Arbeitnehmer arbeiten mit demselben Ar-

beitstempo, derselben Effizienz und glerchen Pausen.

Die Erwerbsmöglichkeiten, welche letztlich für die Beurteilung der Erwerbs-

unfähigkeit massgeblich sind, werden genauso eingeschränkt, wenn versi-

cherte Personen zwar nur noch einen Teil der vom ausgeglichenen Arbeits-
markt angebotenen Verweisungstätigkeiten, diese aber wie gesunde Perso-

nen ausführen können. Ob die Erwerbsmöglichkeiten bei versicherten Perso-

nen, welche einen grösseren Teil der vom ausgeglichenen Arbeitsmarkt

angebotenen Verweisungstätigkeiten m Vergleich mit gesunden Personen

aber nur mit gerlngerem Arbeitstempo, geringerer Effizienz oder vermehrten
Pausen erbrrngen können, weitergehend eingeschränkt sind, darf mit Fug

bezweifelt werden. lnsoweit wäre es folgerichtig, wenn bei der monetären

Bewertung des f unktionellen Leistungsvermögens Einschränkungen in quali-

tativer und quantitativer Hinsicht mit elnem Abzug berücksichtigt würden.
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Wegfall von Erwerbsmöqlichkeiten

Es kommt hinzu, dass letztlich die Formulierung des Zumutbarkeitsprofils

durch den medizinischen Gutachter entscheidet, ob eine Kürzung des Tabel-

lenlohnes erfolgt. Stellen für den medizinischen Gutachter sämtliche vom

ausgeglichenen Arbeitsmarkt angebotenen Verweisungstätigkeiten die Eeur-

teilungsgrundlage dar, wird er im Zusammenhang mit der Formulierung des

Zumutbarkeitsprofiles feststellen, dass die versicherte Person - weil sie nicht
mehr schwere Verweisungstätigkeiten oder sogar mittelschwere Verwei-

sungstätigkeiten nur noch eingeschränkt ausführen kann - nur noch einen
prozentualen Anteil der theoretisch verfügbaren Verweisungstätigkeiten er-

bringen kann. Stellen demgegenüber die der versicherten Person funktionell

noch möglichen und zumutbaren Vemueisungstätigkeiten die Beurteilungs-

grundlage dar, gelangt der medizinische Gutachter zum Schluss, dass die

versicherte Person noch in der Lage sei, eine leidensangepasste Verwei-

sungstätigkeit im Umfang von 100 %, allenfalls mit Effizienzeinbussen, aus-

zuführen. Ein funktionelles Defizit wird erst dann attestiert, wenn die versi-

cherte Person nicht mehr in der Lage ist, diese leidensangepassten Verwei-

sungstätigkeiten mit demselben Beschäftigungsgrad, demselben Arbeitstem-
po und derselben Effizienz wie eine gesundheitlich beeinträchtigte Person zu

verrichten.

Der Rechtsanwender übernimmt im letzteren Fall die vom medizinischen

Gutachter angegebene Prozentzahl und setzt im Zusammenhang mit der

monetären Bewertung des funktionellen Leistungsvermögens dieses mit dem

Medianlohn gleich. Eine Kürzung wird nur dann vorgenommen, wenn der

medizinische Gutachter explizit feststellt, dass die versicherte Person die ihr

an sich funktionell noch möglich und zumutbaren Verweisungstätigkeiten

lediglich mit geringerem Arbeitstempo, geringerer Effizienz oder vermehrten

Pausen ausführen kann. Beurteilt der medizinische Gutachter demgegenüber

die Gesamtheit der vom ausgeglichenen Arbeitsmarkt angebotenen Verwei-

sungstätigkeiten, wird er zwingend zum Schluss gelangen, dass die versicher-

te Person nicht mehr im Umfang von 100 % leistungsfähig ist.

Versicherte Personen, welche nur noch leichte Verweisungstätigkeiten aus-

führen können. sind beispielsweise je nach der Optik der Beurteilung im

ersten Fall stark eingeschränkt, weil sie die schweren und mittelschweren

Verweisungstätigkeiten nicht mehr ausführen können, oder im zweiten Fall

gar nicht beeinträchtigt bzw. erst dann beeinträchtigt, wenn sie die leichten
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Verweisungstätigkeiten nur noch mit einem geringeren Eeschäftigungsgrad,

einem geringeren Arbeitstempo oder einer geringeren Arbeitseffizienz zu

erbringen imstande sind. Es sollte nicht ins Belieben der gutachterlichen Um-

schreibung des funktionellen Leistungsdefizits gestellt sein, ob eine Kürzung

des Tabellenlohnes erfolgt oder nicht.

So oder anders st die versicherte Person nrcht mehr in der Lage, sämtliche

Verweisungstätigkeiten des ausgeglichenen Arbeitsmarktes zu erbringen und

erleidet insoweit einen teilweisen Verlust von Erwerbsmöglichkeiten. welcher

in der einen oder anderen Form be der monetären Bewertung zu berücksich-

tigen ist. Es komrnt hinzu, dass der Wegfall oder die Beeinträchtig u ng von

Erwerbsmög lichkeiten bezogen auf die frühere Validenfunktion beurteilt

werden müsste. Ein Akademiker, de1 wäre er gesund geblieben, ohnehin nur

leichte Verweisungstätigkerten ausgeübt hätte, erleidet letztlich keinen Ver
lust von Erwerbsmöglichkeiten, wenn er nicht mehr in der Lage ist, Veruuei-

sungstätigkeiten auszuführen, die er im Validitätsfall nie ausgeübt hätte. Ein

Hilfsarbeiter, der, wäre er gesund gebl eben, ausschliess|ch schwere oder
mittelschwere Verweisungstätigkeiten erbracht hätte, erleidet demgegen-

über einen markanten Verlust von Erwerbsmöglich keiten, wenn er nur noch

leichte Verweisungsätigkeiten ausf ühren kann.

Bei den nichterwerbstätigen oder den selbstständig eruuerbenden Versicher-

ten, bei denen ein gewichteter Betätig u ngsverg le ich erfolgt, wird im Gegen-

satz zu den erwerbstätigen Versicherten prinzipiell auf das prozentuale Aus-

mass der Einschränkung des funktionellen Leistungsvermögens abgestellt. Bei

den nichterwerbstätigen Versicherten erfolgt eine vollumfängliche Gleichset-

zung des funktionellen Leistungsdefizits rnit dem lnvaliditätsgrad, während
bei den selbstständig erwerbenden Versicherten eine Gewichtung vorzuneh-
men bzw. festzustellen ist, inwieweit das funktionelle Leistungsdefizit sich

finanziell nachteilig auswirkt. Aber auch in diesem Fall wird auf das prozen-

tuale Ausmass des funktionellen Leistungsdefizits abgestellt.

lnsoweit stellt sich vor dem Hintergrund des verfassungsmässigen Gleichbe-

handlungsgebotes die Frage, ob es gerechtfertigt ist, erwerbstätige und

nichterwerbstätige Personen im Zusammenhang mit der lnvaliditätsbeurter-

lung der Einschränkung ihres funktionellen Leistungsvermögens unterschied-

lich zu behandeln. Der blosse Hinweis, dass der ausgeglichene Arbeitsmarkt

massgeblich sei und der versicherten Person eine hinreichende Anzahl von
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fall von Erwerbsmöglichkeiten

geeigneten Verweisungstätigkeiten zur Verfügung stehe, mag ein zutreflen-
des Argument im Zusammenhang mit der statistischen Häufigkeitsverteilung

sein, rechtfertigt aber nicht eine Besserstellung der nichterwerbstätigen und

der selbstständig erwerbenden Versicherten, bei denen der lnvaliditätsgrad

dem prozentualen Ausmass des funktionellen Leistungsdefizits entspricht.

Nach der lntention des Gesetzgebers sollen nur volljährige Versicherte, denen

eine Erwerbstätigkeit nicht zugemutet werden kann, im Zusammenhang mit

der lnvaliditätsbemessung ungleich behandelt werden. Bei dieser Kategorie

von versicherten Personen lst nicht auf das Ausmass der Einschränkung des

funktionellen Leistungsvermögens im erwerblichen Bereich, sondern im bis-

herigen Aufgabenbereich abzustellenT2. Bei allen anderen - volljährigen -
versicherten Personen bestimmt sich der lnvaliditätsgrad nach Massgabe der

EinkommensvergleichsmethodeT3. lm lnteresse einer rechtsgleichen Behand-

lung sollte die lnvaliditätsbemessung bei allen versicherten Personen, denen

eine Erwerbstätigkeit zumutbar ist, gleich erfolgen. Nicht zuletzt im Hinblick

auf die jüngste Kritik an der gemischten Methode stellt sich die Frage, ob

nicht erwerbstätige Personen bzw. lediglich teilerwerbstätige Personen, de-

nen an sich eine Erwerbstätigkeit zumutbar wäre, inva lid itätsrechtlich als er-

werbstätige Personen zu qualifizieren sind.

lm Kontext mit dem verfassu ngsmässigen Gleichbehandlungsgebot ist ergän-

zend darauf hinzuweisen, dass die aktuelle Praxis versicherte Personen mit

einem Valideneinkommen über dem Medianlohn zusätzlich begünstigt bzvv.

diesen fiktive lnvalid itätsprozente gewährt. Bei versicherten Personen, die

weniger als der Medianlohn verdient haben, werden die funktionellen Ein-

schränkungen qualitativer Natur nicht nur nicht berücksichtigt, sondern es

wird im Zusammenhang mrt der monetären Bewertung des eingeschränkten

funktionellen Leistungsvermögens, wenn der Medianlohn herangezogen

wird, ein höherer Lohn angerechnet und damit ein Teil des funktionellen

Leistungsdefizits künstlich «weggerechnet» oder sogar eine «Minusinvalidi-

tät» berech net.

Bei versicherten Personen, welche mehr als den N,4edianlohn verdient haben,

wird zwar beim Vorliegen von funktionellen Einschränkungen qualitativer

" Vgl. Art. 8 Abs. 3 ATSG

'r Vg . Art. 16 ATSG.
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